
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Öffentliche Bekanntmachungen 

der Stadt Wuppertal 


Zusammenstellung der Bekanntmachungen und Mitteilungen der Stadt Wup­
pertal, die vom 06.05.2005 an im Eingangsbereich des Rathauses Barmen 
(Wegnerstraße 7) aushängen/ausgehangen haben. 
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Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass 
vom: 04.05.2005 

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluss in der Fassung der Bekannt­
machung vom 02. Juni 2003 (BGBl. I S. 744) hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sit­
zung am 02.05.2005 verordnet: 

§ 1 

Verkaufsstellen für den Verkauf von Waren aller Art dürfen aus Anlass der Veranstaltung ”Barmen 
Live” am Sonntag, den 29.05.05 in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr im Stadtteil Barmen für 
den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geöffnet sein.  

§ 2 

Verkaufsstellen für den Verkauf von Waren aller Art dürfen aus Anlass der gesamtstädtischen Ver­
anstaltung ”Halloween-Fest” am Sonntag, den 30.10.05 in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
im gesamten Stadtgebiet für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geöffnet sein.  

§ 3 

(1) 	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen der §§ 1 und 2  
Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeit offen hält. 

(2) 	 Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 24 des Gesetzes über den Ladenschluss mit einer 
Geldbuße bis zu EUR 500,-- geahndet werden. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt einen Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Ich bestätige, dass 

-	 die Verordnung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

-	 alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten wor­
den sind und 

-	 der Wortlaut der beiliegenden Ausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt. 

Die vorstehende Verordnung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 02.05.2005 be­
schlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

http:30.10.05
http:29.05.05


 
 

 

 
 

 

 

 
 

 
 

 

 

Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) 	 die Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge­
macht worden, 

c) 	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) 	 der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und 
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Wuppertal, den 04.05.2005 	 Stadt Wuppertal 
 als örtliche Ordnungsbehörde 

gez. 

 Peter Jung 
Oberbürgermeister 



 

 

 

 

 

 

 

  
 

 
  

 

 

 
 

 

 

 

 
 
 
 

 
 

 
  

 
 

Zweite Änderung der Ehrenordnung der Stadt Wuppertal 
vom: 04.05.2005 

Der Rat der Stadt Wuppertal hat aufgrund des § 43 Abs. 3 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NW S. 666/SGB. 2023) zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 
(GV.NRW S. 644) in seiner Sitzung am 02.05.2005 die nachfolgende zweite Änderung der 
Ehrenordnung beschlossen: 

I. 

Die Ehrenordnung der Stadt Wuppertal wird wie folgt geändert: 

1. 	 § 1 Abs. 2 Nr. 5 erhält folgende neue Fassung: 
„Tätigkeiten als Unternehmer, Gesellschafter oder als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichts­
rates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer in- oder ausländi­
schen Gesellschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts;“ 

2. 	 § 1 Abs. 2 Nr. 11 erhält folgende neue Fassung: 
„Grundvermögen innerhalb der Stadt Wuppertal und Beteiligungen ab 5.000,00 EURO 
bzw. 5 % an Unternehmen.“ 

3. 	 § 1 Abs. 3 wird ersatzlos gestrichen. Die nachfolgenden Abs. 4 und 5 werden jeweils die 
Abs. 3 und 4.  

4. 	 Die Überschrift in § 3 wird ergänzt und lautet neu: 
„Veröffentlichung/Auskünfte“ 

5. 	 § 3 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
„Der Oberbürgermeister/die Oberbürgermeisterin veröffentlicht die nach § 17 Korrupti­
onsbG NRW zu veröffentlichenden Angaben fortlaufend im Internet unter: 
http://www.wuppertal.de/ „ 

6. 	 In § 3 wird nach Abs. 2 ein neuer Absatz eingefügt: 
„(3) Die Mitglieder des Rates, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen haben dem 
Rechnungsprüfungsamt der Stadt Wuppertal uneingeschränkt Auskunft über ihre Vermö­
gensverhältnisse wie Beteiligungen an Unternehmen, Wertpapiervermögen, treuhänderisch 
gehaltenes Vermögen und Grundbesitz zu geben, soweit es für die jeweilige Einzelfallprü­
fung notwendig ist (§ 15 KorruptionsbG NRW).“ 

Aus § 3 Abs. 3 – alt – wird Abs. 4 

7. 	 § 4 erhält folgende Neufassung: 

„Anzeigepflicht des Oberbürgermeisters/der Oberbürgermeisterin 
Der Oberbürgermeister/Die Oberbürgermeisterin hat seine/ihre Nebentätigkeiten nach 
§ 68 Abs. 1 LBG NRW vor Übernahme dem Rat anzuzeigen und die Aufstellung über Art 
und Umfang sowie Vergütung (§ 71 LBG NRW) dem Rat bis zum 31. März des dem Ab­
rechnungsjahr folgenden Jahres vorzulegen (§ 18 KorruptionsbG NRW).“ 
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Der § 4 (alt) wird § 5 und die nachfolgenden §§ werden entsprechend umnummeriert.  

8. 	 In § 7 (alt) wird nach dem ersten Absatz ein neuer Abs. 2 eingefügt, der wie folgt lautet: 
„(2) Dem Ehrenrat gehören neben dem Vorsitzenden eine gleiche Anzahl von Ratsmitglie­
dern und Bürgern/Bürgerinnen an. Zu Beginn einer jeden Wahlperiode wird die Mitglie­
derzahl des Ehrenrates entsprechend der Anzahl der im Rat vertretenen Fraktionen festge­
legt. Die Bürger/Bürgerinnen werden auf Vorschlag des Ältestenrates vom Rat gewählt.“ 

Aus Abs. 2 – alt – wird Abs. 3.  

9. 	 In § 8 (alt) wird nach Abs. 1 ein neuer Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
„(2) Der Ehrenrat wird auf Antrag von mindestens einer Fraktion des Rates oder ei­
nem/einer betroffenen Stadtverordneten tätig.“ 

Die nachfolgenden Absätze in § 8 (alt) Abs. 2, 3, 4 – alt – werden die Abs. 3, 4.und 5. 

10. In § 9 (neu) Abs. 1, 4 und 5 muss es anstelle von „§§ 1 bis 5“ nunmehr „§§ 1 bis 6“ hei­
ßen. 

II. 

Die zweite Änderung der Ehrenordnung der Stadt Wuppertal tritt am Tage nach der Bekannt­
machung in Kraft. 

Ich bestätige, dass 

-	 die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

-	 alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten wor­
den sind und 

-	 der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt. 

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 02.05.2005 beschlossen 
hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
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Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) 	 die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) 	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) 	 der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und 
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Wuppertal, den 04.05.2005 

Gez. 

Peter Jung 
Oberbürgermeister 

VO_0469_05.rtf 



 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 
 

Elfte Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
von Übergangsheimen und Übergangswohnungen der Stadt Wuppertal vom 08.07.1997 
vom: 04.05.2005 

Aufgrund der §§7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Stärkung der regionalen und interkommunalen Zu­
sammenarbeit der Städte, Gemeinden und Kreise in Nordrhein-Westfalen vom 03. Februar 
2004 (GV NRW S. 96) und der §§ 2, 4, 6  Kommunalabgabengesetz für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 04. Mai 2004 (GV NRW S. 228)sowie §§ 1,4,5 und 6 des Gesetzes über 
die Aufnahme von Aussiedlern, Flüchtlingen und Zuwanderern (Landesaufnahmegesetz – 
LAufG) vom 28. Februar 2003 (GV NRW S. 95/SGV NRW 24), zuletzt geändert durch Art. 6 
des Haushaltsbegleitgesetzes 2004/2005 vom 27. Januar 2004 (GV NRW S. 30) und des 
§ 1 des Gesetzes über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlin­
ge(Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG) vom 28. Februar 2003 (GV NRW S. 93/SGV NRW 
24 hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung vom 02.05.2005 folgende Satzung be­
schlossen: 

§ 1 

Der Gebührentarif zu § 3 Abs. 5 erhält die Fassung gemäß Anlage. 

§ 2 

Diese Satzung tritt mit dem ersten Tage des auf ihre öffentliche Bekanntmachung folgenden 
Monats in Kraft. 
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Gebührentarif zu § 3 (5) der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Übergangsheimen und Übergangswohnungen 
der Stadt Wuppertal - Anlage ­

Übergangsheime 
Objekt: 

Grundgebühr 
€/qm 

Grundgebühr 
€/Person 

Nebenkosten 
€/qm 

Nebenkosten 
€/Person 

Heizkosten 
€/Person 

Strompauschale 
€/Person 

Wasser 
€/Person 

Gesamtkosten 
€/Person 

Am Diek 37/Kreuzstr.5-9 12,29 149,72 8,14 99,10 11,69 18,32 7,45 286,28 
Ascheweg 24 10,68 149,18 4,49 62,70 4,20 9,77 50,03 275,88 
Bergstr. 36 9,24 90,71 6,54 64,15 5,70 28,69 11,26 200,51 
Bramdelle 33 5,99 95,66 6,73 107,45 13,88 12,77 7,53 237,29 
Dahler Str. 54 12,77 145,51 8,80 100,21 12,73 19,55 11,72 289,72 
Fr.-Ebert-Str. 180 12,64 162,60 7,21 92,76 10,28 16,85 4,26 286,75 
Fr.-Engels-Allee 355 9,03 90,35 8,05 80,55 13,45 7,08 11,66 203,09 
Heckinghauser Str. 256/258a 14,54 132,53 9,18 83,63 9,80 16,46 4,18 246,60 
Heinrichstr. 26 13,09 96,01 11,98 87,87 0,00 28,10 7,21 219,19 
Hermannstr. 25 a-c 6,90 53,50 9,34 72,43 9,12 22,02 8,65 165,72 
Klingelholl 96 8,74 80,72 12,40 114,49 7,61 32,73 9,65 245,20 
Klingelholl 98 10,58 96,10 15,03 136,49 10,10 31,74 9,10 283,53 
Klingelholl 100 8,78 81,09 12,33 113,85 9,08 19,56 7,95 231,53 
Lange Str.4/U´er G´berg 32 11,09 113,54 5,90 60,38 7,02 16,47 7,00 204,41 
Lettow-Vorbeck-Str. 49 17,30 177,18 12,43 127,33 9,17 9,59 5,53 328,80 
Möbeck 42 8,33 96,89 8,30 96,53 11,26 9,63 6,85 221,16 
Nevigeser Str. 639/639a 12,90 155,80 4,53 54,76 12,82 16,33 8,73 248,44 
Reichsgrafenstr. 19 7,61 74,80 6,39 62,85 15,48 13,93 10,20 177,26 
Reiterstr. 5 10,44 101,60 8,10 78,86 7,62 19,65 20,58 228,31 
Schönebecker Str. 27 11,89 145,13 11,31 138,04 12,85 12,35 8,75 317,12 
Summe 214,83 2.288,62 177,18 1.834,43 193,86 361,59 218,29 
Mittelwert 10,74 114,43 8,86 91,72 9,69 18,08 10,91 244,84 



Seite 2 

Übergangswohnungen 
Objekt: 

Grundgebühr 
€/qm 

Grundgebühr 
€/Person 

Nebenkosten 
€/qm 

Nebenkosten 
€/Person 

Heizkosten 
€/Person 

Strompauschale 
€/Person 

Wasser 
€/Person 

Gesamtkosten 
€/Person 

Allensteiner Str. 34 b 6,03 99,46 1,19 19,64 29,02 20,96 5,94 175,02 
Am Waldsaum 7 6,06 110,79 1,09 19,95 37,06 13,24 18,36 199,40 
Düsseldorfer Str: 50 6,42 103,16 1,24 19,95 22,18 15,79 4,99 166,07 
Düsseldorfer Str. 52 8,08 150,65 1,07 19,95 16,42 19,43 8,19 214,64 
Neviandtstr. 31 7,80 136,50 3,52 61,56 18,77 18,22 9,16 244,21 
Neviandtstr. 57 7,15 106,24 1,31 19,42 0,00 39,84 3,71 169,21 
Zunftstr. 22 7,35 132,43 1,08 19,42 0,00 19,36 0,00 171,21 
Summe 48,89 839,23 10,50 179,89 123,45 146,84 50,35 
Mittelwert 6,98 119,89 1,50 25,70 17,64 20,98 7,19 191,39 



_________________________  
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Ich bestätige, dass 

-	 die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

-	 alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten wor­
den sind und 

-	 der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt. 

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 02.05.2005 beschlossen 
hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) 	 die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) 	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) 	 der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und 
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Wuppertal, den 04.05.2005 

Gez. 

Peter Jung 
Oberbürgermeister 
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Betriebssatzung für den Betrieb nach Eigenbetriebsrecht „Gebäudemanagement der Stadt Wupper­
tal“ (GMW) 
vom: 04.05.2005 

Präambel 

Aufgrund der §§ 7, 49 Abs. 1 Satz 2, 107 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW, S. 666) zu­
letzt geändert durch Gesetz über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden im 
Land Nordrhein-Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW – NKFG NRW) vom 
16.11.2004 (GV NW, S. 644) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen (EigVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.06.1988 (GV NW, S. 324), 
zuletzt geändert durch Gesetz über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden im 
Land Nordrhein-Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW – NKFG NRW) vom 
16.11.2004 (GV NW, S. 644) hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 02.05.2005 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Gegenstand, Zweck und Name des Betriebes 


(1) 	 Die im Eigentum der Stadt stehenden und von der Stadt angemieteten Gebäude und Räumlich­
keiten einschließlich zugehörigem Grundbesitz werden als organisatorisch und wirtschaftlich 
selbständige Einrichtung nach den für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt. 

(2) 	 Der Zweck des Betriebs ist die bedarfsgerechte Versorgung der Organisationseinheiten und 
Dienstleistungsbereiche der Stadt Wuppertal (ohne Sondervermögen und Gesellschaften der 
Stadt) mit Gebäuden, Räumen und zugehörigen Grundstücken (wirtschaftliche Einheit) unter be­
triebswirtschaftlich und ökologisch optimierten Bedingungen. Im Rahmen der sachgerechten 
Bewirtschaftung wird der Betrieb insbesondere in folgenden Bereichen tätig: 

• 	 An- und Verkauf sowie Vermietung von Gebäuden, Räumen und Außenflächen 
• 	 Erstellung, Instandhaltung, Umbau, Ausbau und Modernisierung von Gebäuden und bauli­

chen Anlagen 
• 	 Energiedienstleistung 
• 	 Bereitstellung (Gestaltung, Pflege) von Außenanlagen 
• 	 Gebäudereinigung 
• 	 Hausmeisterdienste 
• 	 Umzugsservice 
• 	 Möblierungsservice 
• 	 Gebäudesicherung 

Der Betrieb kann auch alle sonstigen die Betriebszwecke des Satzes 1 fördernden Geschäfte 
tätigen. 

Der An- und Verkauf von Liegenschaften erfolgt in Abstimmung mit dem städtischen Flächen­
management. 

(3) 	 Der Betrieb führt die Bezeichnung Gebäudemanagement der Stadt Wuppertal (GMW) 

VO_0450_05.rtf 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
  

 
 

 

 

§ 2 

Aufgaben und Ziele 


(1) 	 Das Gebäudemanagement erfolgt mit der Maßgabe, die Versorgung der städtischen Organi­
sationseinheiten mit Gebäuden und zugehörigen Leistungen entsprechend der jeweiligen Be­
darfe (kundenorientiert) unter Anrechnung der jeweiligen Vollkosten durchzuführen. Hiermit 
wird das Ziel verfolgt, Kostentransparenz zu schaffen und den für die städtische Aufgabener­
ledigung notwendigen Immobilienbestand wirtschaftlich zu optimieren und die Betriebskosten 
zu minimieren. 

(2) 	 Die Aufgaben und Ziele sind im Interesse der einheitlichen Zielorientierung innerhalb des Ge­
samtunternehmens Stadt Wuppertal - soweit möglich und wirtschaftlich sinnvoll - in Anlehnung 
an die Konzernziele zu formulieren und zu erfüllen. Die zur Kontrolle vorgegebenen Standards 
sind stets einzuhalten. 

§3 
Leitbild 

Für den Betrieb Gebäudemanagement werden durch den Rat der Stadt Leitbilder vorgegeben, die 
mindestens Aussagen zu den folgenden Feldern beinhalten: 

• Kundenerwartungen 
• Umweltbedingungen 
• finanzielle Rahmenbedingungen 
• Mitarbeiterinteressen 
• Antikorruptionskonzept 
• Umsetzung der Leitbilder. 

§ 4 

Zuständigkeit des Rates 


Der Rat entscheidet in allen Angelegenheiten des Betriebes, die ihm durch die Gemeindeordnung 
und die Eigenbetriebsverordnung vorbehalten sind. Der Rat entscheidet weiterhin über: 

a) 	 Bestellung und Abberufung des Betriebsleiters bzw. der Betriebsleiterin und des stellver­
tretenden Betriebsleiters bzw. der stellvertretenden Betriebsleiterin, 

b) die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans, 
c) die Festlegung strategischer und operativer Zielsetzungen, 
d) die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Jahresgewinns oder die 

Deckung eines Verlustes und die Entlastung des Betriebsausschusses, 

e) die Rückzahlung von Eigenkapital an die Gemeinde. 


§ 5 
Betriebsausschuss 

(1) 	 Der Betriebsausschuss besteht aus 15 Mitgliedern, davon 5 Beschäftigten des Betriebes und 
höchstens 2 sachkundigen Bürgern. 

(2) 	 Für den Betriebsausschuss gelten die Vorschriften für Ausschüsse des Rates, soweit diese Sat­
zung keine besonderen Bestimmungen enthält. 
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(3) 	 An den Beratungen des Betriebsausschusses nimmt die Betriebsleitung teil; sie ist berechtigt und 
auf Verlangen verpflichtet, ihre Ansicht zu einem Punkt der Tagesordnung darzulegen. 

§ 6 

Oberbürgermeister, Beigeordneter 


(1) 	 Der Oberbürgermeister bereitet im Benehmen mit der Betriebsleitung die Beschlüsse des Rates 
vor. 

(2) 	 Der Oberbürgermeister überwacht die Tätigkeit der Betriebsleitung auf Übereinstimmung mit 
den gesamtstädtischen Zielen und achtet darauf, dass ein angemessener Interessenausgleich 
zwischen Betrieb und anderen Teilen der Stadtverwaltung erfolgt. Dabei sind wirtschaftliche 
Belange vorrangig. 

(3) 	 Der Oberbürgermeister kann der Betriebsleitung im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltun­
gen Weisungen erteilen. Glaubt die Betriebsleitung eine Weisung des Oberbürgermeisters 
nicht übernehmen zu können, so hat sie die Angelegenheit dem Betriebsausschuss vorzutra­
gen. Wird keine Übereinstimmung zwischen dem Betriebsausschuss und dem Oberbürgermeis­
ter erzielt, so ist die Entscheidung des Hauptausschusses herbeizuführen. 
Dies gilt nicht für Angelegenheiten der laufenden Betriebsführung, die ausschließlich der Be­
triebsleitung unterliegen. 

(4) 	 Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetzter aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Betrie­
bes. 

(5) 	 Der Oberbürgermeister regelt in einer Dienstanweisung, inwieweit er die ihm nach Gemeinde­
ordnung und der Hauptsatzung zustehenden Befugnisse auf die Betriebsleitung überträgt. 

(6) 	 Der für das Gebäudemanagement zuständige Beigeordnete vertritt und unterstützt den Ober­
bürgermeister bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben gemäß Abs. 1, 2, 3 und 5, § 10 Abs. 
4, § 11 und gemäß § 2 Abs. 4 Eigenbetriebsverordnung NRW. Er ist berechtigt, an den Sit­
zungen des Betriebsausschusses teilzunehmen und ist dort jederzeit zu hören. Die Betriebslei­
tung hat ihn über wichtige Angelegenheiten des Betriebes zu unterrichten. Er ist berechtigt, in 
alle Vorgänge des Betriebes einzusehen. 

§ 7 
Betriebsleitung 

(1) 	 Der Betriebsleitung obliegt die selbständige und eigenverantwortliche Leitung des Betriebes, 
soweit nicht durch Gemeindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung oder die Betriebssatzung 
etwas anderes bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegen insbesondere alle Aufgaben der lau­
fenden Betriebsführung im Rahmen des genehmigten Wirtschaftsplans. 

(2) 	 Die Betriebsleitung berichtet über erfolggefährdende Mehraufwendungen, die unabweisbar 
sind. Der Oberbürgermeister, der Stadtkämmerer sowie der Betriebsausschuss sind hierüber 
unverzüglich zu unterrichten. 

(3) 	 Die Betriebsleitung entscheidet aufgrund der ihr durch Dienstanweisung übertragenen Kompe­
tenzen über Einstellung und Eingruppierung und Entlassung der Angestellten und Arbeiter im 
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Rahmen des genehmigten Wirtschaftsplans. Vor beamtenrechtlichen Entscheidungen ist die Be­
triebsleitung zu hören. 

§ 8 

Vertretung nach innen und außen 


(1) 	 In Angelegenheiten des Betriebes wird die Stadt Wuppertal unbeschadet der besonderen Vor­
schriften über die Abgabe formbedürftiger Verpflichtungserklärungen durch die Betriebsleitung 
vertreten. 

(2) 	 Der Betriebsleiter bzw. die Betriebsleiterin unterzeichnet unter dem Namen „Gebäudemana­
gement der Stadt Wuppertal“ ohne Zusatz. 

(3) 	 Andere Dienstkräfte des Betriebes sind vertretungsberechtigt, wenn sie hierzu besonders be­
vollmächtigt sind. Sie unterzeichnen stets „im Auftrag“. 

(4) 	 Formbedürftige Verpflichtungserklärungen werden, soweit sie nicht zu den Geschäften der lau­
fenden Betriebsführung gehören, vom Oberbürgermeister bzw. dem für den Betrieb zuständi­
gen Beigeordneten und dem Betriebsleiter bzw. der Betriebsleiterin unterzeichnet. 

§ 9 
Wirtschaftsführung 

(1)	 Der Betrieb ist wirtschaftlich zu führen. 

(2) 	 Der Betrieb ist finanzwirtschaftlich als Sondervermögen zu verwalten und nachzuweisen. Auf 
die Erhaltung des Sondervermögens ist Bedacht zu nehmen. 

(3) 	 Der Betrieb hat eine kaufmännische Finanzbuchhaltung sowie ein Kosten- und Leistungsrech­
nung zu führen. 

(4) 	 Der Betrieb hat ein Überwachungssystem zur Risikofrüherkennung einzurichten. 

(5) 	 Das Wirtschaftsjahr des Betriebes ist das Haushaltsjahr der Stadt. 

(6) 	 Das Stammkapital des Betriebes beträgt 306.775.128 EUR. 

§ 10 
Wirtschaftsplan 

(1) 	 Für den Betrieb wird spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres ein 
Wirtschaftsplan erstellt. Dieser Plan besteht aus dem Erfolgsplan, Vermögensplan, Stellenüber­
sicht, der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung und ergänzenden Leistungsvereinbarun­
gen (s.a. § 4 Satz 2 Punkt c). 

(2) 	 Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist von der Betriebsleitung auf der Basis der Kundenanforde­
rungen und den Vorgaben der Stadt Wuppertal zu erstellen. Hierzu hat das Gebäudemana­
gement die kurz- und langfristigen finanziellen Konsequenzen der Kundenanforderungen für 
den städtischen Haushalt zusammenzustellen und den Kunden sowie dem Oberbürgermeister 
als Basis für die städtischen Haushaltsberatungen zur Verfügung zu stellen. Bei der Aufstellung 
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des Wirtschaftsplanes sind die Rahmenbedingungen, die sich aus der Haushaltswirtschaft er­
geben, zu berücksichtigen. 

In diesem Sinne wirken der Oberbürgermeister bzw. die Gremien der Stadt gegebenenfalls 
zum Zwecke des Haushaltsausgleiches einerseits unmittelbar auf die Stadtbetriebe und Ressorts 
ein, um Änderungen bzgl. der Qualität und Quantität der beanspruchten Produkte zu bewir­
ken, andererseits werden von Oberbürgermeister und Betriebsausschuss Zielvereinbarungen 
zur Wirtschaftlichkeit der Betriebsführung mit dem Betrieb vereinbart. Die Vorgaben für die 
Produktqualität und Quantität durch die Verwaltung müssen für die Erstellung des Wirtschafts­
plans bzw. des Haushaltsplanes der Stadt dem Betrieb rechtzeitig vorgelegt werden. 

(3) 	 Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern und Betriebsausschuss, Oberbürgermeister so­
wie der Stadtkämmerer zu informieren, wenn: 

a) 	 das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgsplan erheblich verschlechtern wird und 
diese Verschlechterung die Haushaltslage der Stadt beeinträchtigen könnte oder eine Än­
derung des Vermögensplans bedingt oder 

b) zum Ausgleich des Vermögensplans erheblich höhere Kredite erforderlich wären oder 
c) im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen werden sollen oder 
d) eine erhebliche Vermehrung oder Anhebung der Werte in der Stellenübersicht vorgesehe­

nen Stellen erforderlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vorübergehende Einstel­
lung von Aushilfskräften handelt. 

e) 	 es zu deutlichen Abweichungen gegenüber den vereinbarten Leistungszielen kommt und 
diese im verbleibenden Wirtschaftsjahr nicht wieder aufgeholt werden können. 

Erheblich im Sinne von Buchstabe a) ist eine Abweichung von mehr als 260 T€. Erheblich im 
Sinne von Buchstabe b) ist eine höhere Zuführung, die 10 % des Vermögensplans übersteigt. 

(4) 	 Abweichungen gegenüber dem Planansatz für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die 
105.000,00 € übersteigen, bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses. Mehrausga­
ben, für die eine Deckung im Rahmen des Vermögensplanes nicht erreicht werden kann, be­
dürfen der Zustimmung des Oberbürgermeisters, der in Abstimmung mit dem Stadtkämmerer 
entscheidet. 

§ 11 
Berichtspflichten 

(1) 	 Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind bis zum Ablauf von 
3 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres von der Betriebsleitung aufzustellen und über den 
Oberbürgermeister sowie den Stadtkämmerer dem Betriebsausschuss vorzulegen. 

(2) 	 Die Betriebsleitung leitet dem Oberbürgermeister den Entwurf des Jahresabschlusses, die Vier­
teljahresübersichten, die Ergebnisse der Betriebsstatistik und die Selbstkostenrechnungen zu. 

(3) 	 Zur Überprüfung der Einhaltung der Zielvereinbarungen des Wirtschaftsplans (gemäß § 10, 
Ziffer 1) berichtet die Betriebsleitung dem Oberbürgermeister, dem Stadtkämmerer und dem 
Betriebsausschuss anhand spezifischer, auf die Leistungsvereinbarungen des Wirtschaftsplanes 
bezogene Kennzahlen innerhalb eines Monats nach Quartalsabschluss. 
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(4) 	 Die Ergebnisse des Berichtswesens werden hinsichtlich der Zielsetzung, Zielerreichung und 
Zielabweichung vom Oberbürgermeister unter Beteiligung des Stadtkämmerers systematisch 
bewertet, zu Steuerungs- und Führungsunterstützungsinformationen aufbereitet und der Betriebs­
leitung und dem Betriebsausschuss zugeleitet. Zur Unterstützung des Oberbürgermeisters wer­
den von der Betriebsleitung eigene Analysen der Abweichungen vorgenommen und diese so­
wohl dem Oberbürgermeister als auch dem Stadtkämmerer zur Kenntnis gegeben. Auf Verlan­
gen des Oberbürgermeisters ist der Betriebsausschuss verpflichtet, über die Ergebnisse zu be­
raten. 

§ 12 

Aufgaben des Betriebsausschusses 


(1) 	 Der Betriebsausschuss berät die Beschlüsse des Rates vor. 

(2) 	 Der Betriebsausschuss entscheidet über die ihm nach der Eigenbetriebsverordnung zugewiese­
nen Aufgaben. Darüber hinaus entscheidet er über die ihm vom Rat der Stadt ausdrücklich ü­
bertragenen Aufgaben sowie über 

• 	 den Abschluss von Verträgen und Aufträgen nach VOB, VOL, VOF, AVB und HOAI im 
Wert von über 500 T€, soweit es sich nicht um eine Vergabe nach erfolgter öffentlicher o­
der beschränkter Ausschreibung handelt,  sowie Mietverträge, wenn für einen Mietzeitraum 
von 12 Monaten oder im Laufe einer befristeten Mietzeit der vom GMW insgesamt zu zah­
lende Mietzins der Wertgrenze von 500 T€ übersteigt, 

• 	 die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen, es sei denn, dass sie unab­
weisbar sind, 

• 	 Stundungen, Niederschlagungen sowie den Erlass von Forderungen über 26.000 €, 
• 	 die Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss, 
• 	 die Entlastung der Betriebsleitung, 
• 	 die Festlegung allgemeiner Vertragsbedingungen, 
• 	 die Geschäftsanweisung für die Betriebsleitung. 

(3) 	 Der Betriebsausschuss entscheidet ferner in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des 
Rates unterliegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet. In den Fällen äußerster 
Dringlichkeit kann der Oberbürgermeister mit dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses ent­
scheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 der Gemeindeordnung NRW gilt entsprechend. 
Dieses Verfahren gilt nicht für die vorgesehene Zustimmung zu erfolggefährdenden Mehrauf­
wendungen. Hier ist bei Eilbedürftigkeit die Zustimmung des Oberbürgermeisters  einzuholen 
und der Betriebsausschuss unverzüglich zu unterrichten. 

(4) 	 Der Betriebsausschuss ist an den Beratungen zur Erstellung des Wirtschaftsplans (gem. § 10) 
zu beteiligen. Gegenstand der Beratungen sind alle Aspekte, die die Wirtschaftlichkeit der Be­
triebsführung betreffen. Die Leistungsanforderungen der Kunden des Gebäudemanagements 
stellen die Rahmenbedingungen des betrieblichen Handelns dar und können somit nicht Ge­
genstand der Beratungen des Betriebsausschusses sein. 

(5) 	 Der Betriebsausschuss überwacht die Geschäftsführung der Betriebsleitung sowie die Einhal­
tung der Zielvorgaben entsprechend den Vereinbarungen des Wirtschaftsplanes (gem. § 11 
Abs. 3). 
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§ 13 

Grundsätze für die Auftragsvergabe 


Das Gebäudemanagement der Stadt Wuppertal ist verpflichtet, bei der Vergabe von Aufträgen die 
öffentlichen Vergabegrundsätze im Sinne von § 25 GemHVO zu beachten. 

§ 14 

Bezug interner Dienstleistungen
 

(1) 	 Werden vom Gebäudemanagement externe Dienstleistungen benötigt, die von Umfang, 
Fristigkeit und Qualität von städtischen Dienststellen bzw. Tochterunternehmen bezogen wer­
den können, so besteht unter Berücksichtigung der einschlägigen Vergabevorschriften und der 
Regelungen über die Inanspruchnahme interner Dienstleistungen, die Verpflichtung die Leistun­
gen dort zu beziehen. 

(2) 	 Die städtischen Leistungseinheiten haben grundsätzlich ihren Gebäudebedarf über das Ge­
bäudemanagement zu decken. Über die Befreiung von diesem Kontrahierungszwang kann 
frühestens nach 5 Jahren entschieden werden. 

§ 15 
Kassenführung 

Die Kassengeschäfte des Betriebes werden über eine Sonderkasse abgewickelt. Die Vorschriften der 
Verordnung über die Kassenführung der Gemeinde in der jeweils gültigen Fassung sind sinngemäß 
anzuwenden. Einzelheiten regelt der Oberbürgermeister durch Dienstanweisung. 

§ 16 
Prüfung 

Unbeschadet der Abschlussprüfung prüft das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Wuppertal die Wirt­
schaftsführung des Betriebes gemäß der Gemeindeordnung NRW und der vom Rat der Stadt erlas­
senen Rechnungsprüfungsordnung. 

§ 17 
Inkrafttreten 

Diese Betriebssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Die Betriebssatzung vom 24.08.1999 tritt außer Kraft. 

Ich bestätige, dass 

-	 die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 

-	 alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden sind 
und 
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- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt. 

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 02.05.2005 beschlossen hat, 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und dabei 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Wuppertal, den 04.05.2005 

Gez. 

Peter Jung 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung von Bauleitplänen 

Der Ausschuss Bauplanung der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 12.04.2005 die 
Einleitung des nachstehend genannten Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beschlossen. 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 996 V – Wiedener Straße ­

Geltungsbereich: Der Geltungsbereich erstreckt sich östlich der Wiedener Straße bis zu einer 
Tiefe von ca. 70 Metern. Westlich ist der Geltungsbereich von der Wiedener Straße begrenzt. Die 
nördliche bzw. die südliche Begrenzung bilden die Grundstücke Wiedener Straße Nr. 170 bzw. 
Nr. 140, wie in der Anlage Nr. 02 näher kenntlich gemacht. 



 
 

 

 

- 2 -

Die öffentliche Auslegung des genannten Bauleitplanes erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekanntgemacht wird. 

Wuppertal, den 02.05.2005 
Der Oberbürgermeister 
i. V. 

gez. 

Uebrick 
Beigeordneter 



 

 
 

  
 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung von Bauleitplänen 

Der Ausschuss Bauplanung der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 12.04.2005 die 
Einleitung des nachstehend genannten Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beschlossen. 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 1044 V– Neuenbaumer Weg ­

Geltungsbereich: Der Geltungsbereich weist eine Größe von ca. 2,5 ha auf. Im Bereich des 
Waldes, südwestlich des Plangebiets grenzen die Straßen Woltersberg und Am Eickhof; im 
Norden schließen sich die Grundstücke Am Eickhof Nr.15 sowie Nr. 23-26 und Ilexweg Nr. 32 und 
39 an. Der Erschließungsweg zur Pumpstation der WSW sowie der Neuenbaumer Weg bilden die 
südöstliche Grenze des Neubaugebietes. 

Die öffentliche Auslegung des genannten Bauleitplanes erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekanntgemacht wird. 

Wuppertal, den 02.05.2005 
Der Oberbürgermeister 
i. V. 

gez. 

Uebrick 
Beigeordneter 



 

 
 

  
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

 

Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung von Bauleitplänen 

Der Ausschuss Bauplanung der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 12.04.2005 die 
Aufstellung der nachstehend genannten Bauleitpläne beschlossen. 

Flächennutzungsplanänderung 1071 und Bebauungsplan 1071 – Golfplatz Haan – Düsseltal ­

Geltungsbereich: Der Geltungsbereich erfasst den Bereich des Grundstückes Gemarkung 
Schöller, Flur 1, Teilflurstück 78. 

Die öffentliche Auslegung der genannten Bauleitpläne erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekanntgemacht wird. 

Wuppertal, den 02.05.2005 
Der Oberbürgermeister 
i. V. 

gez. 

Uebrick 
Beigeordneter 



 

 
 

  
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 

 

Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung von Bauleitplänen 

Der Ausschuss Bauplanung der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 12.04.2005 die 
Aufstellung der nachstehend genannten Bauleitpläne beschlossen. 

Flächennutzungsplanänderung 1073 und Vorhabenbezogener Bebauungsplan 1073 V – Baumarkt 
Widukindstraße ­

Geltungsbereich: Der Geltungsbereich erfasst einen Bereich, welcher zwischen dem Bahnhof 
Wuppertal Oberbarmen und der Widukindstraße gelegen ist und sich von der Waldeckstraße bis 
Widukindstraße Höhe Hausnummer 70 erstreckt. 

Die öffentliche Auslegung der genannten Bauleitpläne erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekanntgemacht wird. 

Wuppertal, den 02.05.2005 
Der Oberbürgermeister 
i. V. 

gez. 

Uebrick 
Beigeordneter 



 

 
 

  
 

 
 

Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung von Bauleitplänen 

Der Ausschuss Bauplanung der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 12.04.2005 die 
Aufstellung des nachstehend genannten Bauleitplanes beschlossen. 

Bebauungsplan 1076 – Rangierbahnhof Wichlinghausen ­
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Geltungsbereich: Der Geltungsbereich umfasst die Fläche des ehemaligen Rangierbahnhofes 
Wichlinghausen östlich der Breslauerstraße, südlich der Straße am Diek, westlich der Straße 
Schwarzbach und der Langobardenstraße. 

Die öffentliche Auslegung des genannten Bauleitplanes erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, der 
besonders bekanntgemacht wird. 

Wuppertal, den 02.05.2005 
Der Oberbürgermeister 
i. V. 

gez. 

Uebrick 
Beigeordneter 



 

 
  

 

   
 

 

 
 

 

 

 
 

Bekanntmachung 


Landtagswahl am 22. Mai 2005 


Am Mittwoch, dem 25. Mai 2005, 14.00 Uhr, findet im Rathaus, Wegnerstr. 7, 42275
 
Wuppertal, II. Stock, Zimmer 232, die 2. Sitzung des gemeinsamen Wahlausschusses für die 

Wahlkreise 31 Wuppertal I und 32 Wuppertal II statt. 


Tagesordnung: Feststellung der Wahlergebnisse in den Wahlkreisen 31 Wuppertal I 

und 32 Wuppertal II . 


Die Sitzung ist öffentlich. Es hat jedermann Zutritt zu der Sitzung. 


Wuppertal, den 22. April 2005 


Der Kreiswahlleiter für die Wahlkreise
 
31 Wuppertal I und 32 Wuppertal II 


gez. 

Dr. Slawig 
Stadtdirektor 



 

 
  

 

 

  
 

 

 

 

 

 
 

Bekanntmachung 


Landtagswahl am 22. Mai 2005 


Am Mittwoch, dem 25. Mai 2005, 15.30 Uhr, findet im Rathaus, Wegnerstr. 7, 42275 
Wuppertal, II. Stock, Zimmer 232, die 2. Sitzung des Wahlausschusses für den Wahlkreis 33 
Wuppertal III – Solingen II statt. 

Tagesordnung: Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis 33 Wuppertal III – 
   Solingen  II.  

Die Sitzung ist öffentlich. Es hat jedermann Zutritt zu der Sitzung. 

Wuppertal, den 22. April 2005 

Der Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 
33 Wuppertal III - Solingen II 

gez. 

Dr. Slawig 
Stadtdirektor 








